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Vorwort 
Für viele Bürgerinnen und Bürger ist es selbstverständlich, dass Nieder-
schlagswasser und häusliches Schmutzwasser schadlos abgeleitet 
werden. Dafür zahlen sie als Nutzer der Anlagen Beiträge und Gebühren 
und müssen sich um Kanäle, Pumpwerke und Abwasserbehandlungs-
anlagen nicht kümmern. 

Die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung in Schleswig-Holstein ist 
eine Selbstverwaltungsaufgabe der Gemeinden. Zuständig dafür sind die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der Gemeinden und Städte als 
Vertreter der Organe. Die Aufgabe umfasst nicht nur den Bau und die 
Errichtung der Abwasseranlagen, sondern auch im besonderen Maße 
deren Betrieb und die Unterhaltung. Die Gemeinden und Städte leisten 
somit durch die Übernahme der Abwasserbeseitigung einen wesentlichen 
Beitrag zum Schutz unserer Gewässer, der Siedlungshygiene und 
schließlich der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger. 

Diese Aufgabe hat in der Vergangenheit zunehmend an Komplexität 
sowohl in fachtechnischer als auch in rechtlicher Hinsicht gewonnen. 
Diese Broschüre soll für Gemeinden und Amtsverwaltungen Ratgeber 
und Hilfestellung zugleich sein. Der Inhalt der Broschüre gibt einen 
Überblick über die Aufgaben und Zuständigkeiten bei der 
Abwasserbeseitigung, erläutert den gesetzlichen Hintergrund sowie 
rechtliche Zusammenhänge und bietet in verständlicher Weise eine 
fachliche Einführung in die Abwassertechnik. 

Vertiefte Informationen zum aktuellen Stand und zur Qualität der 
Abwasserbehandlung in Schleswig-Holstein sowie einen Ausblick auf 
zukünftige Herausforderungen auf dem Gebiet der Abwasserreinigung 
sind im „Generalplan Abwasser und Gewässerschutz“ (Bezug: siehe 
Literaturverzeichnis) enthalten.  

  



 

5 

1 Zuständigkeit der Gemeinden 

1.1 Rechtliche Grundlage 

Die Pflicht der Gemeinden zur Abwasserbeseitigung ergibt sich aus § 56 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 44 Abs. 1 
Landeswassergesetz (LWG). Die Gemeinden regeln diese Aufgabe durch 
Satzung (siehe Kapitel 1.2.1 und 3.4).  

Für die Erfüllung der Abwasserbeseitigung können sie sich Dritter 
bedienen (§ 56 WHG in Verbindung mit § 44 Abs. 1 Satz 2 LWG). Die 
Erfüllung der Aufgabe kann somit z.B. auf Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, Zweckverbände oder Wasser- und Bodenverbände 
übertragen werden. Die Verantwortung bleibt hierbei jedoch vollständig 
bei den Gemeinden bzw. ist von der Art der Übertragung abhängig. 

Zu den Aufgaben der Abwasserbeseitigung zählen gemäß § 54 WHG das 
Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und 
Verrieseln von Abwasser sowie das Entwässern von Klärschlamm in 
Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung. Zur Abwasserbeseitigung 
gehört auch die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden 
Schlamms (§ 54 Abs. 2 WHG). Zudem umfasst die Verpflichtung zur 
Abwasserbeseitigung auch das Einsammeln und Abfahren des in 
abflusslosen Gruben gesammelten Abwassers und die Einleitung und 
Behandlung in Abwasserbeseitigungsanlagen (§ 44 Abs. 1 LWG). 
Niederschlagswasser soll gemäß § 55 Abs. 2 WHG ortsnah versickert, 
verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden. 

Die vorstehend beschriebenen Aufgaben gehören zur kommunalen 
Selbstverwaltung der Gemeinden und sind verpflichtend. Nachfolgend 
wird dieser Verantwortungsbereich der Gemeinden näher dargestellt. 

1.2 Aufgaben und Zuständigkeiten im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung 

Aus den zuvor genannten gesetzlichen Regelungen ergibt sich für die 
Gemeinden eine Vielzahl von Aufgaben und Zuständigkeiten. Mit diesem 
Kapitel soll bereits am Anfang der Broschüre in einem Überblick darüber 
informiert werden, welche Pflichten im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung den Gemeinden bei der Abwasserbeseitigung obliegen. 



 

6 

Im Einzelnen liegen folgende wichtige Aufgabenbereiche in der 
Verantwortung der Gemeinden: 

1.2.1 Abwassersatzung 

Nach § 44 LWG regeln die Gemeinden die Abwasserbeseitigung durch 
Satzung, die sogenannte Abwassersatzung. In der Satzung soll 
insbesondere geregelt werden, wie und in welcher Zusammensetzung 
und Beschaffenheit ihnen das Abwasser zu überlassen ist und welches 
Abwasser nicht oder aufgrund von § 48 LWG nur mit einer Genehmigung 
oder nach einer Vorbehandlung überlassen werden darf. Weitere 
Informationen zur Abwassersatzung sind im Kapitel 3.4 zu finden. 

1.2.2 Abwasserbeitrags- und gebührensatzung 

Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlagen erhebt die 
Gemeinde Abwassergebühren und Kanalanschlussbeiträge. Gebühren 
und Anschlussbeiträge sind in einer Satzung zu regeln. Nähere 
Erläuterungen erfolgen in Kapitel 4. 

1.2.3 Kanalnetz 

Das auf befestigten Flächen anfallende Niederschlagswasser und das 
häusliche Schmutzwasser werden von den meist privaten Grundstücks-
leitungen über die öffentlichen Anschlusskanäle in Abwasser-
Kanalisationen abgeleitet. Der ordnungsgemäße Betrieb der im privaten 
Bereich verlaufenden Abwasserleitungen unterliegt der Verantwortung 
der jeweiligen Grundstückseigentümer. Für die im öffentlichen Bereich 
liegenden Abwasser-Kanalisationen ist in der Regel die abwasser-
beseitigungspflichtige Gemeinde zuständig. Weitere Informationen zur 
Kanalisation sind im Kapitel 2.3 zu finden.  

1.2.4 Indirekteinleiter 

Abwasserproduzenten, die ihre Abwässer über die Kanalisation und somit 
i. d. R. über eine kommunale Kläranlage „indirekt“ in die Gewässer 
einleiten, werden als Indirekteinleiter bezeichnet. Neben zahlreichen 
Gewerbebetrieben sind alle an die Kanalisation angeschlossenen 
Haushalte somit ebenfalls Indirekteinleiter. 

Abwasserproduzenten, die unter die Regelungen der Anhänge 2 ff. 
(Einleitung aus Industrie und Gewerbe) der Abwasserverordnung (AbwV) 
fallen und die ihre Abwässer über die öffentliche Kanalisation und somit 
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über eine kommunale Kläranlage „indirekt“ in ein Gewässer einleiten, 
fallen unter das Wasserrecht. Die Einleitung in die öffentliche 
Abwasseranlage bedarf in diesen Fällen der Genehmigung der 
zuständigen Behörde bzw. der Anzeige der Einleitung nach § 58 WHG 
und § 48 LWG. Zuständig ist in der Regel die Gemeinde als Träger der 
Abwasserbeseitigungspflicht oder diejenigen, auf die die Aufgabe nach 
§ 46 LWG übertragen worden ist. Weitere Informationen zu diesen 
Indirekteinleitern sind in Kapitel 2.4 zu entnehmen. 

Indirekteinleitungen, die nicht unter das Wasserrecht nach § 58 WHG und 
§ 48 LWG fallen, sind nach dem Satzungsrecht zu behandeln. Dies betrifft 
alle Indirekteinleitungen, für die es keine Vorgaben in der AbwV gibt, wie 
z.B. Fettabscheider, Krankenhäuser oder Biogasanlagen. Diese werden 
hier nicht betrachtet. 

1.2.5 Kommunale Kläranlagen 

Das Abwasser aus Haushalten und Kleingewerben wird über die 
Kanalisation gesammelt und zurzeit ca. 775 Kläranlagen in Schleswig-
Holstein zugeleitet. Eine Kläranlage ist eine technische Abwasser-
behandlungsanlage, in der das Abwasser in verschiedenen aufeinander-
folgenden Prozessschritten gereinigt wird. Der Aufbau einer kommunalen 
Kläranlage sowie die Reinigungsverfahren sind im Kapitel 2.3.5 
beschrieben. 

Abwasserbehandlungsanlagen, deren Schmutzwasseranfall mehr als 
8 m³/Tag beträgt (> 50 Einwohnerwerte (EW)) und in denen im 
Wesentlichen häusliches und kommunales Abwasser behandelt wird, 
unterliegen der Selbstüberwachung gemäß Selbstüberwachungsver-
ordnung (SüVO) (siehe Kapitel 3.3.2). 

1.2.6 Kleinkläranlagen 

Kleinkläranlagen sind Abwasseranlagen mit einer Ausbaugröße von bis 
zu 50 Einwohnern. Diese Anlagen können max. bis zu 8 m³ Abwasser pro 
Tag aufnehmen. Sie kommen bei Einzelhäusern und kleinen Siedlungen 
zum Einsatz, wenn eine Schmutzwasserentsorgung durch Anschluss an 
kommunale Kläranlagen aus technischen Gründen oder aufgrund 
unverhältnismäßiger Kosten nicht möglich ist. 
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Abbildung 1 Kleinkläranlage  

In den Gruben einer Kläranlage und in den nachgeschalteten 
Abwasserteichen fällt in der Regel Schlamm an. Die Entschlammung fällt 
in die Zuständigkeit der Gemeinden. Diese Teilaufgabe kann gemäß § 45 
Abs. 2 Satz 3 LWG nicht auf den Grundstückseigentümer übertragen 
werden. Weitere Informationen zur Entschlammung sind im Kapitel 2.5.5 
zu finden. 

1.2.7 Abflusslose Sammelgruben 

Abflusslose Sammelgruben sind wasserdichte Behälter, in denen 
sämtliches Schmutzwasser gesammelt wird und mit Hilfe eines 
Saugwagens abgefahren werden muss. 

Die regelmäßige Abfuhr des in abflusslosen Gruben gesammelte 
Abwassers ist durch die Gemeinde sicherzustellen (§ 44 LWG). Der 
sogenannte „rollende Kanal“ (Abfuhrfahrzeug) stellt den Anschluss an die 
öffentliche Abwasserbeseitigung für Grundstücke dar, die nicht an die 
Kanalisation angeschlossen werden können. Der Turnus der Abfuhr 
richtet sich nach der Grubengröße und dem Wasserverbrauch. Diese 
Aufgabe kann nicht auf den Grundstückseigentümer übertragen werden. 
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1.2.8 Niederschlagswasserbeseitigung 

Grundsätzlich ist die Gemeinde zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers verpflichtet. Diese Pflicht zur Beseitigung des 
anfallenden Niederschlagswassers kann allerdings nach § 45 Abs. 4 
LWG von der Gemeinde auf die Grundstückseigentümerin oder -
eigentümer oder die Nutzungsberechtigten eines Grundstücks übertragen 
werden, wenn dies ohne unverhältnismäßige Kosten möglich und 
wasserwirtschaftlich sinnvoll ist. Die hierfür erforderlichen 
Regenwasseranlagen müssen den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entsprechen. 

Auch die Beseitigung des beim gewerblichen Betrieb anfallenden Nieder-
schlagswassers kann auf den gewerblichen Betrieb oder die Betreiberin 
oder den Betreiber der Anlage übertragen werden, wenn technisch keine 
Möglichkeit besteht, das Niederschlagswasser in einer gemeindlichen 
Anlage zu behandeln (§ 45 Abs. 4 LWG). 

1.2.9 Wasserrechtliche Zulassungen 

Neben dem Betrieb und der Unterhaltung von Anlagen bedarf es zuvor 
auch der Beantragung einer wasserrechtlichen Zulassung für Anlagen 
und Einleitungen. 

Für die Errichtung, den Betrieb und die wesentliche Änderung von 
Abwasserbehandlungsanlagen sowie von Regenrückhaltebecken ist eine 
Anlagengenehmigung nach § 52 LWG erforderlich. 

Abwasser wird nicht nur über die Anlage eines Dritten (Indirekteinleitung 
in ein Kanalnetz), sondern auch direkt in ein Gewässer eingeleitet 
(Direkteinleitung, § 57 WHG). Da diese Einleitung eine 
Gewässerbenutzung darstellt, ist hierfür eine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich. Das Abwasser darf allerdings nicht ungeklärt eingeleitet 
werden. Das WHG schreibt vor, dass die enthaltenen Stoffe so weit 
reduziert werden müssen, wie der Stand der Technik gemäß AbwV es 
ermöglicht. 

Weitere Ausführungen finden sich unter Kapitel 3.2.7.  
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2 Fachliche Grundlagen der Abwasserbeseitigung 

Der Abwasserpfad besteht aus der Entstehung, dem Transport und der 
Behandlung des Abwassers sowie der entsprechenden Einleitung in ein 
Gewässer. Hierbei unterscheidet man zwischen den unterschiedlichen 
Entstehungsorten des Abwassers, den verschiedenen Abwassertrans-
portsystemen und auch zwischen unterschiedlichen Abwasserbe-
handlungsverfahren. 

2.1 Arten von Abwasser  

Die Zusammensetzung des Abwassers hängt im Wesentlichen von 
dessen Entstehungsort ab. Hierbei wird „Abwasser“ als Oberbegriff für 
alle Abwasserarten verwendet. Generell unterscheidet man zwischen 
Schmutzwasser, Niederschlagswasser und Mischwasser. 

2.1.1 Schmutzwasser 

Schmutzwasser ist gemäß § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG „das durch 
häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch 
in seinen Eigenschaften veränderte Wasser und das bei Trockenwetter 
damit zusammen abfließende Wasser.“ Auch die aus Anlagen zum 
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und 
gesammelten Flüssigkeiten gelten als Schmutzwasser. 

In allen Haushalten fällt Schmutzwasser durch den häuslichen Gebrauch 
von Wasser an, z. B. durch Vermischung von menschlichen Fäkalien und 
Urin mit dem Trink- bzw. Brauchwasser in der Toilette. Auch das 
verunreinigte Wasser aus der Waschmaschine, der häuslichen Dusche 
oder anderen Anlagen, beispielsweise Kondensate aus Heizungsanlagen 
oder Wasseraufbereitungsanlagen, gilt als Schmutzwasser. 

In Industrie- und Gewerbebetrieben fällt gewerbliches Schmutzwasser 
an. Es kann sich in der Qualität zum Teil erheblich vom häuslichen 
Schmutzwasser unterscheiden. Daher ist es häufig getrennt zu bewerten 
und gegebenenfalls vorzubehandeln. Wird vorbehandeltes, gewerbliches 
Schmutzwasser in einen Schmutzwasserkanal eingeleitet, handelt es sich 
um eine Indirekteinleitung (siehe Kapitel 2.4). 

Landwirtschaftliches Schmutzwasser stammt aus landwirtschaftlichen 
Betrieben und Stallungen. Jauche, Gülle und konzentrierter Gärsaft bzw. 
Sickerwasser von Silagelagerungen fällt nicht unter den Abwasserbegriff. 
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Sie sind der Kanalisation fernzuhalten und gemäß Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu 
behandeln. 

2.1.2 Niederschlagswasser 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG „das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen 
gesammelt abfließende Wasser.“ 

Niederschlagswasser wird zu Abwasser, wenn Regen- oder Schmelz-
wasser auf Dächern sowie auf befestigten Hof- und Straßenflächen 
gesammelt und abgeleitet wird. Neben der Verschmutzung des Nieder-
schlagwassers liegt eine der Schwierigkeiten in der schwankenden 
Menge des abfließenden Wassers, insbesondere nach starken Regen-
fällen. Bei großen Regenmengen kann es zum Rückstau im Kanalnetz 
aber auch zu Überflutungen und Überschwemmungen in der Fläche 
kommen. 

 

 
Abbildung 2 Regenwassereinleitung aus Trennkanalisation 

2.1.3 Mischwasser 

Mischwasser setzt sich aus Schmutz- und Niederschlagswasser 
zusammen und entsteht, wenn die beide Abwasserarten in einem Kanal-
system zusammen abgeführt werden. 



 

12 

 

2.2 Zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung im 
Gemeindegebiet 

Die Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde kann technisch auf zwei 
Arten erfüllt werden. In Deutschland ist bisher die zentrale Beseitigung 
von Schmutz- und Niederschlagswasser über Abwasserkanäle, die in den 
Straßen verlegt werden, gängige Praxis. 

Beim Umgang mit Regenwasser sind künftig zunehmend dezentrale 
Lösungen umzusetzen (siehe Kap. 2.2.2), die der Retention des 
Regenwassers mit verbesserter Verdunstung, reduziertem Abfluss und 
bei versickerungsfähigen Böden der verbesserten 
Grundwasserneubildung sowie dem Gewässer- und dem 
Hochwasserschutz dienen. 

Für kleinste Gemeinden oder Splittersiedlungen kann aus wirtschaftlichen 
Gründen auch eine dezentrale Beseitigung des Schmutzwassers über 
Kleinkläranlagen auf den einzelnen Grundstücken sinnvoll sein.  

Das anfallende Schmutz- und Niederschlagswasser kann gemeinsam in 
einer Mischkanalisation aber auch für jede Abwasserart getrennt in einer 
Trennkanalisation erfolgen. 

Auch die interkommunale Zusammenarbeit kann hier von großer 
Bedeutung sein. Der Bau von übergemeindlichen zentralen Kläranlagen 
kann besonders hinsichtlich künftiger Anforderungen sinnvoll werden. 

 

2.2.1 Zentrale Abwasserbeseitigung 

Als zentrale Abwasserbeseitigung versteht man ein zusammen-
hängendes Netz aus Kanälen und Behandlungsanlagen, an die alle bzw. 
viele Grundstücke einer Gemeinde angeschlossen sind. Dies gilt sowohl 
für Schmutzwasser als auch für Niederschlagswasser. Die Gemeinde 
erfüllt damit die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 44 LWG. 

Grundlage zur Darstellung der zentralen Abwasserbeseitigung im 
Gemeindegebiet ist das Kanalkataster der Gemeinde. Es zeigt den Ist-
Zustand der gemeindlichen Abwasserbeseitigung auf und ist in regel-
mäßigen Abständen zu aktualisieren. 
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Bei der zentralen Niederschlagsentwässerung muss regelmäßig von der 
Gemeinde geprüft werden, wie viel Niederschlagswasser noch in den 
Kanälen, Regenrückhaltebecken und Regenklärbecken aufgenommen 
werden kann und ob es überlastungsgefährdete Bereiche im Kanalnetz 
gibt. Hieraus können sich erforderliche Maßnahmen zur technischen 
Erweiterung oder Verbesserung der Anlagen ergeben. 

2.2.2 Dezentrale Abwasserbeseitigung 

Als dezentrale Abwasserbeseitigung wird ein System bezeichnet, bei dem 
die Abwasserbeseitigung auf Einzelgrundstücken oder in 
abgeschlossenen kleinen örtlichen Bereichen stattfindet und kein 
Anschluss an ein überörtliches Kanalnetz erfolgt. 

In abwassertechnisch dezentral geplanten oder neu zu planenden 
Gebieten liegt die Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutz- und Nieder-
schlagswasser zunächst bei der Gemeinde. Diese kann bei Vorliegen der 
in § 45 LWG genannten Voraussetzungen per Satzung auf den Grund-
stückseigentümer übertragen werden, so dass dieser verantwortlich für 
die Errichtung und den Betrieb seiner Abwasseranlagen ist. In Gebieten, 
in denen nur die Niederschlagswasserbeseitigung dezentralisiert wird, 
bleibt die Gemeinde für das Schmutzwasser weiterhin 
beseitigungspflichtig.  

Auch in Fällen der zentralen Abwasserbeseitigung kann die Gemeinde 
einzelne (Gewerbe)Betriebe ausschließen, wenn die Beseitigung nicht 
zusammen mit den übrigen kommunalen Abwässern technisch oder 
wirtschaftlich sinnvoll durchgeführt werden kann. Das kann 
beispielsweise bei besonderen Inhaltsstoffen, besonders hohen Frachten 
oder besonders hohen Wassermengen sinnvoll oder geboten sein. Auch 
eine einzelne überdurchschnittlich lange Anschlussleitung kann ein 
Ausschlussgrund sein. Die Möglichkeit der Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 45 Abs. 3 LWG sollte dann in 
Anspruch genommen werden. 

Grundvoraussetzung zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 
ist die Möglichkeit, das Abwasser auf dem Grundstück oder über ein 
anderes Grundstück in ein Oberflächengewässer oder eine 
Versickerungsanlage in das Grundwasser einzuleiten zu können. Dabei 
dürfen keine unzumutbaren Kosten für den Grundstückseigentümer 
entstehen. Sollte ein Grundstück nach den Planungen der Gemeinde 
oder auf Antrag der Eigentümerin oder des Eigentümers nachträglich von 
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der zentralen Beseitigung ausgenommen werden, so ist die technische 
Umsetzbarkeit der Beseitigungsalternative von der Gemeinde bzw. vom 
Grundstückseigentümer nachzuweisen.  

Grundsätzlich sollte die Gemeinde bereits bei der Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen ihre Planungsabsicht für die 
Abwasserbeseitigung (zentral oder dezentral) darstellen. Bei der 
Aufstellung der Bebauungspläne (B-Plan) muss die Abwasserbeseitigung 
dann von der Gemeinde konkretisiert werden. 

2.3 Kanalisation (Abwassertransportsysteme) 

2.3.1 Misch- und Trennsysteme 

Das Schmutz- und Niederschlagswasser wird in einem Kanalsystem 
gesammelt und anschließend bei Bedarf einer geeigneten 
Behandlungsanlage zugeleitet. Das Kanalnetz kann hierbei als Trenn- 
oder als Mischsystem ausgelegt sein. 

Bei einem Mischsystem erfolgt das Sammeln und Ableiten von Schmutz- 
und Niederschlagswasser in einem gemeinsamen Kanalsystem. Dieses 
senkt die Investitionskosten für den Bau und die Planung des 
Abwassernetzes. Allerdings kommt es bei einer Mischkanalisation häufig 
zu hydraulischen Überlastungen der Kläranlage und einen Rückstau des 
Abwassers im Kanalsystem bei starken Niederschlagsereignissen. Daher 
ist bei einem Mischsystem der Bau von Entlastungsbauwerken, wie 
Regenüberläufen (Abschläge) und Regenrückhaltebecken, erforderlich. 

Bei einem Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser in 
getrennt liegenden Kanalsystemen gesammelt und abgeleitet. Bei 
starken Regenfällen kommt es daher nicht mehr zu einer Überlastung der 
Kläranlage. Das Regenwasser kann in Regenbecken gesammelt, in 
Abhängigkeit vom Verschmutzungsgrad gereinigt und gedrosselt ins 
Gewässer eingeleitet aber auch am Ort des Entstehens zurückgehalten 
und versickert werden, wodurch die Grundwasserneubildung gefördert 
wird.  

In Schleswig-Holstein wird Niederschlagswasser vorwiegend in 
Trennkanalisation abgeleitet. Das Mischsystem ist von untergeordneter 
Bedeutung. Ein Großteil der Mischwassersysteme ist im ländlichen Raum 
zu finden, Schmutz- und Niederschlagswasser werden hier in 
Teichkläranlagen behandelt.  
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2.3.2 Arten der Bauausführung  

Die Entwässerungsleitungen können als Freigefälleleitung oder als 
Druckrohrleitung konzipiert werden. Zusätzlich bedarf es für den 
Transport des Abwassers entsprechender Pumpstationen.  

Freigefälleleitungen 

Die Entwässerung von Schmutz- und Niederschlagswasser erfolgt über-
wiegend in Freigefälleleitungen, die in der Regel entsprechend des 
Geländegefälles verlegt werden. Das Wasser bewegt sich hierbei der 
Schwerkraft folgend aufgrund der Sohlneigung des Rohres bis zur 
Behandlungsanlage oder einer Pumpstation. 

Um größere Tiefen und daraus resultierende höhere Kosten beim Bau 
von Freigefälleleitungen zu vermeiden, wird an geeigneter Stelle eine 
Pumpstation errichtet. In dieser wird das Schmutzwasser gesammelt, um 
ab einer definierten Höhe zum nächsten Übergabeschacht bzw. zum 
Bestimmungsziel gepumpt zu werden. 

Druckrohrleitungen 

In ländlichen Räumen mit nur geringem natürlichen Geländegefälle würde 
ein künstliches Leitungsgefälle einer Freigefälleleitung zu immer tiefer 
liegenden Leitungen führen. Auch in Entwässerungsgebieten mit 
wechselnden Hoch- und Tiefpunkten (welliges oder hügeliges Gelände) 
und relativ weit entfernten Einleitpunkten ergeben sich hohe Bau- und 
Betriebskosten für Freigefälleleitungen und die dafür notwendigen 
Pumpstationen. Aus diesem Grund wird Schmutzwasser in 
verschiedenen Regionen auch in Druckrohrleitungen transportiert. Diese 
können als Über- oder Unterdruckleitungen ausgelegt werden. 

Pumpwerke 

Abwasserpumpwerke sind technische Einrichtungen zum Transport von 
Abwasser. Sie sind für eine funktionierende Abwasserentsorgung in 
einem Trenn- oder Mischwassersystem unerlässlich. Dabei wird das 
anfallende Abwasser innerhalb des Kanalnetzes mittels einer 
Pumpstation gehoben, damit es dann wieder im freien Gefälle abfließen 
kann. 

Pumpstationen sind regelmäßig auf ihre einwandfreie Funktion zu 
überprüfen. Fett- und sonstige Ablagerungen im Pumpenschacht sind 
regelmäßig zu entfernen. Unzureichend an den Abwasseranfall 
angepasste Pumpintervalle können am Übergabepunkt zur 
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Freigefällekanalisation zu Geruchs- und Korrosionsproblemen führen, 
sodass die Pumpintervalle regelmäßig überprüft und ggf. angepasst 
werden müssen. Übermäßiger Anfall von Faserstoffen (z.B. 
Feuchttücher) führt häufig zu Betriebsstörungen. 

2.3.3 Dimensionierung von Schmutzwasserkanälen 

Im Schmutzwasserkanal ist der fachgerechte Einbau, die Dichtigkeit 
sowie die angemessene Wahl des Gefälles entscheidend für eine fehler-
freie Funktion. Ist das Gefälle zu gering, kann es zur Verstopfung der 
Leitung oder zum Rückstau kommen. Die Dimensionierung wird 
hauptsächlich anhand der Einwohnerwerte (EW) und dem daraus 
resultierenden Abwasseranfall gewählt. Pro Einwohner wird mit einem 
Abwasseranfall von ca. 130 l pro Tag gerechnet. Während in ländlichen 
Siedlungsgebieten die Kanaldurchmesser meist bei DN 150 bzw. DN 200 
beginnen, können sie in größeren Städten DN 500 und größere 
Durchmesser aufweisen. Die Freigefälleleitungen werden meist aus 
Steinzeug, PVC oder anderen Kunststoffarten gebaut, 
Druckrohrleitungen bestehen meist aus PVC, PE oder anderen 
Kunststoffen. 

2.3.4 Dimensionierung von Niederschlagswasserkanälen 

Der Bemessungswert des Niederschlagswassers zur Dimensionierung 
des Kanals ist von der Intensität und Dauer des Niederschlags-
ereignisses, dem Versiegelungsgrad der Einzelgrundstücke sowie von 
der Versickerungsfähigkeit des anstehenden Bodens abhängig. 

Die Hydraulik der Niederschlagswasserkanäle wird nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik bemessen. Dabei erfolgt die 
Bemessung der Entwässerungssysteme auf Überstaufreiheit für häufige 
Niederschlagsereignisse (Jährlichkeit 1 bis 5 Jahre, in Einzelfällen 10 
Jahre) zu erfolgen hat, gleichzeitig soll die schadlose Überflutung 
(Überflutungsschutz) für seltene Niederschlagsereignisse (Jährlichkeiten 
10 bis 30 Jahre) gewährleistet werden. In seltenen Fällen kann es zum 
Rückstau bzw. zur Überflutung kommen, da nicht jedes Nieder-
schlagsereignis vom Kanal abgeleitet werden kann. Hierfür sollte als 
Prävention z.B. eine Hebeanlage, ein Rückstauverschluss, eine Auf-
kantung oder eine Verwallung von den betroffenen Grundstücks-
eigentümern in Betracht gezogen werden. 
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Für die Niederschlagswasserbeseitigung kommen meist Betonrohre, in 
letzter Zeit aber auch GFK oder andere Kunststoffrohre zum Einsatz. Um 
die Dimensionierung der Regenwasserleitung zu optimieren, sollte man 
bestrebt sein, bereits das anfallende Regenwasser vor Ort 
zurückzuhalten bzw. dessen Nutzung, Verdunstung und Versickerung zu 
fördern.  

2.3.5 „Bürgermeisterkanal“ 

In der Vergangenheit wurde in vielen Gemeinden keine zentrale Ortsent-
wässerung gebaut. Oft wurde ein Kanal für die Ableitung des Regen-
wassers errichtet, an den auch das über Kleinkläranlagen vorgereinigte 
Schmutzwasser angeschlossen wurde. Diese Kanäle werden als „Bürger-
meisterkanäle“ oder auch Teilortskanalisation bezeichnet. 

Die Einleitung von Abwasser aus bestehenden Kleinkläranlagen, das 
nach dem Stand der Technik gereinigt wurde, in einen bestehenden 
Bürgermeisterkanal ist zulässig, sofern die Gemeinde die 
Abwasserbeseitigungspflicht wieder übernimmt. Für die Überwachung 
der Kleinkläranlagen, die an den Kanal angeschlossen sind, ist die 
Gemeinde zuständig. 

2.4 Indirekteinleiter 

Indirekteinleiter im Sinne des LWG leiten das gewerbliche Abwasser in 
die öffentliche Kanalisation des Trägers der Abwasserbeseitigungspflicht 
ein. Dieses Abwasser wird dann zusammen mit dem übrigen Abwasser 
der Gemeinde in der kommunalen Kläranlage behandelt. Zu den 
gängigsten Indirekteinleitungen gehören beispielsweise Abwässer aus 
Fettabscheidern, Leichtflüssigkeitsabscheider und Amalgamabscheider. 

Im gewerblichen und industriellen Abwasser sind häufig Inhaltsstoffe 
enthalten, die technisch unter vertretbarem Aufwand nur dort entfernt 
werden können, wo sie anfallen. Diese Inhaltsstoffe müssen dem 
Abwasser am Anfallort (im Gewerbebetrieb) entzogen werden, wenn sie 
giftig, langlebig, bioakkumulierbar, krebserzeugend, fruchtschädigend 
und/oder erbgutverändernd sind. Erforderliche Maßnahmen hat der 
Gewerbebetrieb durchzuführen.  

Die Zuständigkeit für die Genehmigung und Überwachung von 
Indirekteinleitungen liegt gemäß § 48 LWG bei den Trägern der 
Abwasserbeseitigungspflicht. In den einzelnen Anhängen der AbwV sind, 



 

18 

abhängig vom Herkunftsbereich des Abwassers, Mindestanforderungen 
an das jeweilige Abwasser festgelegt. 

Zudem hat der Träger der Abwasserbeseitigungspflicht ein Verzeichnis 
aller Indirekteinleitungen aus gewerblichen und nicht gewerblichen 
Betrieben zu führen. Das sogenannte Indirekteinleiterkataster hat 
Angaben über die Art, Herkunft, Menge und die genehmigte Qualität des 
indirekt eingeleiteten Abwassers zu enthalten. Die Inhalte des 
Indirekteinleiterkatasters sind der oberen Wasserbehörde in einem von 
diesen vorgegebenen Datenformaten auf Anforderung vorzulegen. 

2.5 Anlagen zur Abwasserbehandlung (Schmutzwasser) 

2.5.1 Allgemeine Verfahrensbeschreibung 

Die Behandlung von Abwasser erfolgt in Abwasserbehandlungsanlagen 
in verschiedenen aufeinanderfolgenden Verfahrensschritten. 

Die mechanische Reinigung ist die erste Stufe einer Kläranlage. Diese 
erfolgt über eine Rechenanlage, einen Sandfang und ein Vorklärbecken. 
In der anschließenden zweiten Stufe, der biologischen Reinigung, werden 
organische Stoffe und Verbindungen durch biochemische Prozesse 
anhand von speziellen Mikroorganismen abgebaut. In der dritten Stufe 
werden z.B. gelöste Phosphorverbindungen oder schwer abbaubare 
Stoffe verringert.  

Aufgrund des steigenden Schadstoffeintrags in Gewässer durch einen 
steigenden Arzneimittelverbrauch und den fortschreitenden 
demografischen Wandel, wird in Schleswig-Holstein über die Einführung 
einer vierten Reinigungsstufe bei größeren Kläranlagen diskutiert. Hierbei 
können durch oxidative, adsorptive oder physikalische Verfahren 
Spurenstoffe (z.B. Arzneimittel, Kosmetika, Reinigungsmittel und andere 
Haushalts- und Industriechemikalien), weitergehend aus dem Abwasser 
entfernt werden. 

2.5.2 Abwasserbehandlung in kleineren Kläranlagen 

In Schleswig-Holstein werden 775 kommunale Kläranlagen betrieben 
(Stand 2020), davon sind 509 Anlagen (66 %) für weniger als 1000 
Einwohnerwerte (EW) ausgebaut. Weitere 169 Anlagen (22 %) haben 
eine Ausbaugröße zwischen 1000 EW und 5000 EW.  
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Die große Mehrheit aller Kläranlagen in Schleswig-Holstein sind somit 
kleinere Kläranlagen mit weniger als 5000 EW Ausbaugröße (678 
Anlagen, 87 %), in denen allerdings lediglich etwa 11 % des gesamten 
Abwasseranfalls behandelt wird. 

Von den 678 kleineren Anlagen sind 463 Anlagen Abwasserteiche. 
Abwasserteiche haben daher bei der kommunalen Abwasserbehandlung 
im ländlichen Raum eine weite Verbreitung in Schleswig-Holstein. Sie 
kommen besonders als Ortskläranlagen für kleine Gemeinden zum 
Einsatz. Grundsätzlich wird zwischen natürlich und technisch belüfteten 
Abwasserteichen unterschieden. Natürlich belüftete Abwasserteiche sind 
zur Behandlung von Schmutzwasser aus Trennsystemen weniger gut 
geeignet und werden daher weit überwiegend im Mischsystem betrieben. 
Technisch belüftete Abwasserteiche haben schwimmende oder fest 
installierte Belüftungseinrichtungen und können auch im Trennsystem 
betrieben werden. Sie werden häufig kurz als „belüftete Abwasserteiche“ 
bezeichnet. Sowohl natürlich als auch technisch belüftete 
Abwasserteichanlagen können mit zusätzlichen Reinigungsverfahren zur 
Elimination von Stickstoff und Phosphor kombiniert werden. 

Natürlich belüftete Abwasserteiche 

Natürlich belüftete Teiche, oft auch „unbelüftete Teiche“ genannt, 
bestehen aus einem Absetzteich zur Ablagerung fester Stoffe, einem oder 
ggf. mehreren Oxidationsteichen und einem Schönungsteich. Während 
im Absetzteich die Reinigung durch Sedimentation erfolgt und 
Absetzteiche daher häufiger zu entschlammen sind, erfolgt in den 
Oxidationsteichen die Abwasserreinigung der gelösten Stoffe. In den 
Oxidationsteichen werden die Abwasserinhaltsstoffe durch heterotrophe 
Bakterien und andere Wasserorganismen „veratmet“, also abgebaut. 
Limitierend wirkt hier der Umstand, dass der benötigte Sauerstoff nur über 
die Oberfläche des Teiches eingetragen werden kann. Bei der Errichtung 
und der Unterhaltung der Teiche sollte daher darauf geachtet werden, 
dass Windabschattungen vermieden werden.  

Sehr viele Abwasserteichanlagen werden ohne eine Rechenanlage 
betrieben. Die eingetragenen Fremdstoffe, wie zum Beispiel 
Hygieneartikel, erschweren die Klärschlammentsorgung, da diese Stoffe 
bei der Entschlammung der Teichanlage in der Regel abgeschieden 
werden müssen. 
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Die Aufenthaltszeit des Abwassers in den Teichen beträgt in der Regel 
mehrere Wochen, da die Anlagen im Verhältnis zur Zulaufmenge große 
Oberflächen haben müssen. Wenn im Winter die Teichoberfläche zufriert, 
bricht die Reinigungsleistung stark ein und benötigt häufig viele Wochen, 
um sich wieder zu erholen. 

Falls ein unbelüfteter Abwasserteich eine schlechte Ablaufqualität 
aufweisen sollte, gibt es für den Betreiber nur wenig effektive Maßnahmen 
zur Verbesserung der Reinigungsleistung.  

Aus den genannten Gründen und auch wegen fehlender flächenmäßiger 
Erweiterungsmöglichkeiten bestehender Anlagen werden kaum noch 
neue Abwasserteichanlagen errichtet. 

In Schleswig-Holstein werden 283 unbelüftete Teichkläranlagen 
betrieben (Stand 2020), davon 243 Anlagen im Mischsystem und 40 
Anlagen im Trennsystem. 

 
Abbildung 3 Absetzteich einer natürlich belüfteten Teichanlage 

 

Technisch belüftete Abwasserteiche 

Schmutzwasser aus Trenn- oder Mischsystemen kann in technisch 
belüfteten Abwasserteichen erfolgreich gereinigt werden. Diese Anlagen 
werden häufig ohne vorgeschalteten Absetzteich betrieben. In technisch 
belüfteten Anlagen werden die Oxidationsteiche künstlich belüftet. Die 
belüfteten Teiche haben verglichen mit unbelüfteten Teichen eine 
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größere Wassertiefe von rund 2,5 Metern, was die Effizienz des 
Sauerstoffeintrages verbessert. Trotzdem ist der spezifische 
Energieeinsatz für die Abwasserreinigung (Kilowattstunde je Kubikmeter 
Abwasser) bei diesen Anlagen gegenüber den rein technischen 
Abwasserbehandlungsanlagen deutlich größer. 

Die Aufenthaltszeit ist in technisch belüfteten Teichanlagen, verglichen 
mit den natürlich belüfteten Anlagen, erheblich kürzer. Auch wenn der 
Betreiber in technisch belüfteten Anlagen mehr Möglichkeiten zur 
Anlagensteuerung besitzt, sind Einbrüche in der Leistungsfähigkeit dieser 
Anlagen in der kalten Jahreszeit leider nicht selten. Auch diese Anlagen 
kühlen dann stark aus, was die Reinigungsleistung stark vermindert.  

In Schleswig-Holstein haben wir 180 belüftete Teichanlagen (Stand 
2020), davon 147 Anlagen als Mischsystem und 33 Anlagen als 
Trennsystem.  

Abbildung 4 Technisch belüftete Teichkläranlage (Gemeinde Tetenhusen) 
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Abbildung 5 Technisch belüftete Teichkläranlage (Gemeinde Husby) 

 

Kleine SBR-Anlagen 

Wegen der genannten Nachteile der Abwasserteichanlagen wurden in 
der jüngeren Vergangenheit auch in kleinen Ortschaften oftmals rein 
technische Abwasserbehandlungsanlagen errichtet. Diese Anlagen 
benötigen zwar einen höheren Aufwand bei der Überwachung und dem 
Betrieb, haben dafür aber eine verbesserte Reinigungsleistung und bieten 
im Falle von Betriebsstörungen dem Betreiber mehr Möglichkeiten des 
Eingreifens.  

Die dabei am häufigste eingesetzte Anlagenart ist der sogenannte 
„sequencing batch reactor“, abgekürzt „SBR-Anlage“ genannt. In diesen 
Anlagen erfolgen die erforderlichen Behandlungsschritte der 
Abwassereinigung – Belüften, Nährstoffentfernung, Absetzen, Ableiten 
der Klarwasserphase – in zeitlicher Abfolge in demselben Behälter, 
wodurch die Kosten für den Behälterbau vermindert werden. Jedoch ist 
damit ein höherer Aufwand bei der Steuer- und Regelungstechnik 
verbunden, welche die notwendigen Reinigungszyklen steuert und 
überwacht. 

Auch benötigen die SBR-Anlagen zwingend eine mechanische Stufe, d.h. 
der erste Schritt der Abwasserbehandlung besteht aus einer Rechen und 
Sandfanganlage, meist in kombinierter Bauweise. Ohne die mechanische 
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Stufe wären die technischen Einrichtungen der Anlage wie Pumpen, 
Rührwerke und Klarwasserabzug in kürzester Zeit defekt. 

SBR-Anlagen verfügen über eine hervorragende Reinigungsleistung, 
wenn sie richtig bemessen sind und sachgerecht betrieben werden. Die 
3. Reinigungsstufe, also die Nährstoffentfernung, ist effizient und es 
können auch niedrige Ablaufwerte sicher eingehalten werden. Einziger 
Schwachpunkt ist oftmals der Klarwasserabzug, durch den auch 
Belebtschlammflocken in den Auslauf geraten können und den Ablauf 
verunreinigen. Daher verfügen viele SBR-Anlagen über einen 
nachgeschalteten Schönungsteich, der die Belebtschlammflocken 
zurückhält und auch um Stoßbelastungen der Gewässer zu vermeiden. 
Der Schönungsteich muss dann allerdings regelmäßig entschlammt 
werden. 

Abbildung 6 SBR-Anlage (Gemeinde Freienwill) 
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Abbildung 7 Blick in einen SB-Reaktor während der Belüftungsphase  

 

2.5.3 Abwasserbehandlung in größeren Kläranlagen 

Der prinzipielle Verfahrensablauf einer Kläranlage ist in Abbildung 8 
dargestellt. 

Abbildung 8 Prinzipielles Fließschema einer Kläranlage (Ehrig, 2007) 



 

25 

Die erste Reinigungsstufe (mechanische Abwasserreinigung) erfolgt in 
mehreren Schritten. Im Zulauf der Kläranlage werden Grobstoffe durch 
eine Rechenanlage entfernt. Hierdurch werden die nachfolgenden Stufen 
vor Verstopfungen und Ablagerungen geschützt. Das anfallende 
Rechengut wird getrennt entsorgt. Im nachfolgenden Sandfang 
sedimentieren Sand und andere mineralische Sinkstoffe, bevor das 
Abwasser die mechanische Vorklärung durchströmt. Hier wird die Fließ-
geschwindigkeit soweit reduziert, damit sich die organischen Stoffe am 
Boden des Vorklärbeckens absetzen können. Der so entstehende Primär-
schlamm oder Rohschlamm wird der Schlammbehandlung zugeführt. Öle 
und Fette, die leichter als Wasser sind, sammeln sich im Vorklärbecken 
an der Wasseroberfläche und werden von dort dem Abwasser entzogen. 

Die zweite Reinigungsstufe (biologische Abwasserreinigung) ist der 
Selbstreinigung von Gewässern nachempfunden. In einem Belebungs-
becken werden durch Sauerstoffzufuhr günstige Milieubedingungen für 
Mikroorganismen geschaffen, die gelöste organische Abwasserstoffe in 
Verbindung mit Luftsauerstoff als Nahrung aufnehmen können und in 
feste, absetzbare Stoffe (Biomasse) umzusetzen. Dabei können auch 
Schadstoffe wie Schwermetalle aufgenommen werden. Im 
nachfolgenden Nachklärbecken sinken die Mikroorganismen als 
Schlammflocken zu Boden. Ein bestimmter Teil wird als 
Rücklaufschlamm zurück in das Belebungsbecken gepumpt, um 
ausreichend Biomasse für die biochemischen Prozesse sicherzustellen. 
Der restliche Teil wird als Sekundärschlamm oder Überschussschlamm 
der Schlammbehandlung zugeführt. Das gereinigte Abwasser kann dann, 
sofern keine dritte Reinigungsstufe vorgesehen ist, in den Vorfluter 
eingeleitet werden. 

In der dritten Reinigungsstufe (chemische oder weitergehende Abwasser-
reinigung) werden dem Wasser Chemikalien, sogenannte Fällungsmittel, 
zugegeben, um verschiedene chemische Stoffe zu entfernen, die weder 
in der mechanische noch in der biologischen Reinigung entfernt werden 
konnten. Hierbei handelt es sich meist um Phosphor und Phosphor-
verbindungen. Die nach dem Belebungsbecken zugegebenen Fällungs-
mittel binden die gelösten Stoffe zu kleinen Flocken, die dann im Nach-
klärbecken aus dem Abwasser entfernt werden. Ebenso kann eine 
biologische Phosphorelimination erfolgen. Diese erfolgt i.d.R. im 
Anschluss an die Vorklärung des Abwassers. 
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Um den Ablauf der Kläranlage zu verbessern, kann auch eine Filtration 
(Mikrofilter, Sandfilter) der Anlage nachgeschaltet werden.  

Der bei der Abwasserreinigung anfallende Klärschlamm enthält zum 
größten Teil Wasser und organische Substanzen (Bakterienbiomasse), 
aber auch alle aus dem Abwasser entfernten Schadstoffe wie Schwer-
metalle. In der ersten Stufe der Schlammbehandlung wird der Schlamm 
eingedickt (Voreindicker). Durch Sedimentation wird dem Schlamm 
hierbei Wasser entzogen. Anschließend wird der Klärschlamm unter 
Luftausschluss in Faultürmen weitgehend stabilisiert bzw. ausgefault. 
Das dabei entstehende Gas besteht zu etwa 30 % CO2 und zu 70 % aus 
Methangas, das zur Energiegewinnung genutzt werden kann. Der 
stabilisierte Schlamm wird nach der Faulung weiter eingedickt 
(Nacheindicker) und anschließend entwässert. Hierbei werden i.d.R. 
Kammerfilterpressen oder Zentrifugen verwendet. Das bei der 
Entwässerung anfallende Prozesswasser ist aufgrund der biochemischen 
Prozesse im Faulturm stark mit Stickstoff belastet und wird wieder dem 
biologischen Reinigungsprozess zugeführt. Der entwässerte 
Klärschlamm wird gemäß Klärschlammverordnung einer weiteren 
landwirtschaftlichen Verwertung zugeführt oder thermisch in einer 
Verbrennungsanlage behandelt und entsorgt. 

In Abhängigkeit von den Reinigungszielen werden unterschiedliche 
Reinigungsverfahren angewendet, die sich in ihren Prozessen jedoch 
sehr ähneln. Bei allen biochemischen Verfahren müssen optimale 
Milieubedingungen für die Mikroorganismen erschaffen werden, die für 
den Abbau der Schmutzfracht verantwortlich sind. Hierbei müssen 
insbesondere die Zugabe von Sauerstoff und chemischer Zusatzstoffe 
durch ein optimiertes und abgestimmtes Betriebsverfahren gesteuert 
werden. Dies erfolgt meist durch den Einsatz moderner Prozessleit-
technik mit empfindlicher online-Messtechnik. Auch der Ausbildung und 
Qualifikation des Betriebspersonals kommt hier eine besondere 
Bedeutung zu. 

2.5.4 Abwasserbehandlung in Kleinkläranlagen 

Kleinkläranlagen oder auch Hauskläranlagen genannt, sind Anlagen zur 
Behandlung und Einleitung von häuslichem Schmutzwasser aus 
einzelnen oder mehreren Gebäuden mit einem Zufluss bis zu 8 m³/d. Dies 
entspricht etwa dem täglich anfallenden Schmutzwasser von 50 
Einwohnern. Kleinkläranlagen werden immer dort betrieben, wo ein 
Anschluss an die öffentliche Schmutzwasserkanalisation technisch oder 
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wegen unverhältnismäßig hoher Kosten nicht möglich ist. Diese 
Voraussetzungen liegen häufig bei abseits gelegenen Häusern bzw. 
kleinen Ortschaften und Streusiedlungen vor. 

Nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik besteht eine Klein-
kläranlage mindestens aus einer mechanischen und einer biologischen 
Reinigungsstufe. In der mechanischen Stufe, häufig eine Mehrkammer-
absetz- oder -ausfaulgrube, werden die Grob- und Feststoffe zurück-
gehalten. Die danach noch enthaltenen gelösten und nicht absetzbaren 
Abwasserinhaltsstoffe werden in der biologischen Reinigungsstufe durch 
Mikroorganismen mit Hilfe einer technischen oder natürlichen Belüftung 
zu Biomasse umgesetzt. Das gereinigte Abwasser kann anschließend in 
ein Gewässer eingeleitet werden, wenn es den Mindestanforderungen 
der AbwV und den in der wasserrechtlichen Erlaubnis aufgeführten 
Grenzwerten entspricht. Der bei der Abwasserbehandlung anfallende 
Schlamm muss nach abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt werden. 

Mit Einführung der DIN 4261 wird in Schleswig-Holstein zwischen 
technisch belüfteten und technisch unbelüfteten Anlagen unterschieden. 
Zu den Anlagen ohne technische Belüftung gehören Abwasserteiche, 
Filtergräben und Filterbeete, Filterschächte, Pflanzenbeete und Unter-
grundverrieselungen. Anlagen mit technischer Belüftung sind u.a. 
Belebungsanlagen, SBR-Anlagen, Tropfkörper- und Tauchkörper-
anlagen. 

Die Wartung der Kleinkläranlagen hat im Rahmen eines Wartungs-
vertrages von einem Fachkundigen zu erfolgen. Dabei ist die Funktion, 
die Betriebsfähigkeit und die Betriebssicherheit für technisch unbelüftete 
Anlagen mindestens alle 24 Monaten zu überprüfen. Technisch belüftete 
Anlagen sind entsprechend der Zulassung zu warten. Fachkundige sind 
hierbei Personen, die durch einschlägige Qualifizierungsmaßnahmen 
(z.B. DWA-Fortbildungslehrgänge im Bereich Kleinkläranlagen) über die 
notwendige Qualifikation für Betrieb und Wartung verfügen und eine 
entsprechende Prüfbescheinigung auf Verlangen vorlegen können. 
Weitere Informationen dazu sind im Merkblatt „Kleinkläranlagen in 
Schleswig-Holstein – Errichtung, Betrieb und Wartung“ verfügbar 
(MELUND & LLUR, 2014).  
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2.5.5 Entschlammung von kleinen Kläranlagen und 
Kleinkläranlagen 

Der sogenannte Fäkalschlamm aus der Vorbehandlung gilt nicht als 
ausgefault oder stabilisiert. Er muss daher einer Abwasserbehandlungs-
anlage zugeführt und dort behandelt bzw. stabilisiert werden. Eine direkte 
Verwertung oder Beseitigung ist in diesem Fall nicht zulässig. 

Nur für technisch unbelüftete Anlagen ist eine Regelabfuhr der Vorbe-
handlung zulässig. Hierbei wird, unabhängig von der Schlammhöhe, 
jährlich eine Entschlammung der Mehrkammerausfaul- bzw. Mehr-
kammerabsetzgruben nach den Vorgaben der DIN 42611 vorgenommen. 

Für technisch belüftete Anlagen ist zwingend eine Bedarfsabfuhr der 
Vorbehandlung durchzuführen. Dieses ist aber auch bei technisch 
unbelüfteten Anlagen zulässig. Für die Ermittlung, ob eine Schlamm-
entnahme erforderlich ist, ist eine jährliche Schlammhöhenbestimmung 
(Schlammspiegelmessung) notwendig. Für diese Messung kann sich die 
Gemeinde des Fachkundigen bedienen, der die Wartung der Kleinklär-
anlage durchführt. 

Der Schlamm aus den Abwasserteichen ist aufgrund seiner langen 
Lagerzeit (ca. 10 bis 15 Jahre) ausreichend stabilisiert und gilt somit als 
ausgefault. Er ist gemäß den abfallrechtlichen Vorschriften zu verwerten. 
Unter Beachtung der Anforderungen der Klärschlammverordnung 
(AbfKlärV) ist eine landwirtschaftliche Verwertung i.d.R. möglich.  

Verbrennung von Klärschlamm und P-Recycling 

Mit der Novellierung der Klärschlammverordnung von 2017 wird bei der 
die Neuausrichtung der Klärschlammentsorgung die 
Phosphorrückgewinnung in den Mittelpunkt gestellt und die 
bodenbezogene Verwertung deutlich eingeschränkt. 

Die Neufassung der Verordnung sieht vor, dass nach einer 
Übergangsfrist ab 2029 bzw. 2032 bei Kläranlagen mit über 100.000 bzw. 
über 50.000 EW eine Verwertung des Klärschlamms auf oder in Böden 
nicht mehr zulässig ist. Klärschlamm dieser Anlagen muss verbrannt und 

                                                      
1 Erlass vom 18. März 2008: Einführung der DIN 4261 „Kleinkläranlagen“ als allgemein 
anerkannte Regeln der Technik und Landesrechtliche Regelung gemäß Anhang 1, Teil C, 
Absatz 4 und 5 AbwV (Amtsbl. Schl.-H 2008, 283) 
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der enthaltene Phosphor nach der Verbrennung zurückgewonnen 
werden. 

Die landwirtschaftliche Verwertung der Klärschlämme aus den kleinen 
Kläranlagen mit einer Ausbaugröße von kleiner 50.000 EW im ländlichen 
Gebiet, die bisher in direkter Nähe des Anfalls landwirtschaftlich verwertet 
haben, wird weiterhin möglich sein.  

2.6 Niederschlagswasserbehandlung 

Bei der Einleitung von Niederschlagswasser sind neben der 
Abwassermenge (Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit 
Regenwasser – Teil 1: Mengenbewirtschaftung, A-RW 1) auch die 
stofflichen Belastungen zu betrachten. Für Anforderungen bei stofflichen 
Belastungen gelten die technischen Bestimmungen des DWA-A 102 Teil 
2 als allgemein anerkannte Regel der Technik.  

Zur Erlangung der Abgabefreiheit für Einleitung von Niederschlagswasser 
bei Trennkanalisation gelten nach wie vor die „Technischen 
Bestimmungen zum Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Regenwasserbehandlung bei Trennkanalisation“, die zukünftig 
überarbeitet werden. 

2.6.1 Belastungen des Niederschlagswassers 

Vor einer Einleitung in ein Gewässer muss das Niederschlagswasser 
häufig erst gereinigt werden. Die Art der Reinigung hängt maßgeblich von 
der Flächenverschmutzung des Einzugsgebietes ab, da diese auch die 
Beschaffenheit des von den befestigten Flächen abfließenden Nieder-
schlagswassers beeinflusst. Anhand der Bauleitplanung wird eine 
pauschale Zuordnung zu verschiedenen Beschaffenheitsklassen nach 
Merkmalen des Einzugsgebietes vorgenommen. Man unterscheidet Ein-
zugsgebiete/Flächen, in denen gering belastetes, mäßig/normal 
belastetes oder stark/hoch belastetes Niederschlagswasser anfällt2. 

Das von reinen Wohngebieten und allgemeinen Wohngebieten 
abgeleitete Niederschlagswasser wird als gering belastet eingestuft. Es 
kann ohne eine Vorbehandlung in Bezug auf Emissionsanforderungen 
eingeleitet werden. Für Regenwasser, das erfahrungsgemäß durch 
Leichtflüssigkeiten merklich verunreinigt werden kann, ist vor Einleitung 

                                                      
2 DWA-A 102-2 
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in ein Gewässer mindestens eine Leichtstoffrückhaltevorrichtung 
vorzusehen. 

Als mäßig belastet wird Niederschlagswasser eingestuft, das von 
Mischgebieten, Dorfgebieten, Gewerbe- und Industriegebieten, Park-
plätzen, Hauptverkehrsstraßen und entsprechenden Gebieten abgeleitet 
wird. In diesen Fällen ist das Niederschlagswasser mindestens in Regen-
klärbecken zu behandeln. 

Niederschlagswasser gilt als stark belastet, wenn es von nicht 
überdachten Lager- und Umschlagplätzen für Schad- und Giftstoffe, von 
bestimmten Bereichen von Wochenmärkten für die Zeitdauer des Markt-
betriebes sowie entsprechenden Gebieten abgeleitet wird. Es ist in einer 
dafür bauaufsichtlich zugelassenen Anlage zu behandeln.  

 
Abbildung 9 Regenklärbecken mit Ölsperre 

 

2.6.2 Regenbecken  

Bei Regenbecken wird zwischen Regenrückhaltebecken und Regenklär-
becken unterschieden.  

Regenrückhaltebecken haben die Funktion, Abflussspitzen von Nieder-
schlagsereignissen zu dämpfen und somit den Abwasserabfluss 
hydraulisch dem natürlichen Abfluss des Gewässers anzupassen. Ihre 
Gestaltung kann recht unterschiedlich sein. Vom deutlich als technische 
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Anlage erkennbaren Betonbecken bis hin zum naturnahen Teich bzw. 
Erdbecken ist in Schleswig-Holstein alles zu finden.  

Regenklärbecken hingegen haben die Funktion, Regenwasser, welches 
auf Grund seiner stofflichen Belastung durch Verschmutzungen der 
abflusswirksamen Flächen nicht direkt in ein Gewässer eingeleitet 
werden kann, zu behandeln. Das Prinzip beruht darauf, dass die 
Fließgeschwindigkeit im Becken soweit verlangsamt wird, dass sich die 
aus dem Niederschlagswasser sedimentierbaren Stoffe absetzen, aber 
auch die Schwimmstoffe mittels Ölsperre abtrennen lassen. Bei der 
Gestaltung der Becken wird in Regenklärbecken mit Dauerstau (Becken, 
das ständig mit Wasser gefüllt ist und in größeren Zeitabständen 
entschlammt werden) und in Regenklärbecken ohne Dauerstau (Becken, 
die in kurzen Zeitabständen in einem Schmutzwasserkanal entleert 
werden). In Schleswig-Holstein gibt es nahezu ausschließlich 
Regenklärbecken im Dauerstau. 

Weitere Informationen sind im Info-Brief zum Thema Betrieb von Regen-
rückhaltebecken / Regenklärbecken im ländlichen Raum und die 
Entsorgung der Schlämme (LLUR, 2012) zu finden. 

2.6.3 Retentionsbodenfilteranlagen 

Retentionsbodenfilteranlagen ermöglichen einen sehr effektiven 
Stoffrückhalt bei belastetem Niederschlagswasser. 

Retentionsbodenfilter sind vertikal durchströmte Filteranlagen, die gegen 
den Untergrund gedichtet sind. Das anfallende Regenwasser wird in einer 
Vorstufe von Kies und Sand befreit und dann in ein Retentionsbecken 
(Retentionsraum) geleitet. Anschließend durchströmt das Regenwasser 
eine Filterschicht und wird unten in ein Drainagesystem aufgefangen, 
über das das gereinigte Regenwasser in ein Gewässer eingeleitet wird.  

2.7 Unterhaltung der Anlagen 

Kanalnetz, Abwasser- und Abwasserbehandlungsanlagen sowie 
Pumpwerke sind für die Abwasserentsorgung unerlässlich. Mit der 
einmaligen Investition in entsprechende Anlagen ist es nicht getan. Damit 
diese dauerhaft funktionieren und zur Sicherung des Werterhalts, sind 
diese ordnungsgemäß zu betreiben, regelmäßig zu warten und instand 
zu halten. Nicht nur die reine Abschreibung, sondern auch die 
regelmäßige Unterhaltung ist im Gebührenhaushalt zu berücksichtigen. 
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Die Kanäle sind beispielsweise regelmäßig von Ablagerungen zu 
befreien, Schmutzfänger in Schächten und Straßeneinläufen zu leeren. 
Zudem ist der technische Zustand eines Kanalnetzes durch eine 
Kamerabefahrung zu ermitteln. Sofern dabei Schäden im Frühstadium 
erkannt und frühzeitigt saniert werden, können wesentlich teurere 
Folgeschäden vermieden werden. Pumpstationen sind regelmäßig auf 
ihre einwandfreie Funktion zu überprüfen. Hier kann der Abschluss eines 
Wartungsvertrages die Betriebssicherheit erhöhen. 

Auch Abwasserbehandlungsanlagen, wie Regenrückhalte- oder 
Klärbecken sind nach vorgeschriebenen Regeln zu betreiben. So sind in 
regelmäßigen Abständen Begehungen vorgesehen und die 
Funktionsfähigkeit der einzelnen Anlagenteile (z.B. Tauchwände, 
Absetzbereiche, Ablaufbegrenzer bei Regenbecken) muss geprüft 
werden, damit diese dauerhaft gewährleistet ist. Die 
Begehungen/Überprüfungen sind in einem Betriebstagebuch zu 
dokumentieren, die Einleitstelle in ein Gewässer ist regelmäßig zu 
sichten. Auch die Bausubstanz sollte einer regelmäßigen Prüfung 
unterzogen werden. Genauere Informationen zum Umfang der Kontrollen 
sind der Selbstüberwachungsverordnung (SüVO) zu entnehmen (Kapitel 
3.3.2. 

Der Betrieb und die Unterhaltung von Abwasser-(Behandlungs-)Anlagen 
und des Kanalnetzes ist durch Personal sicherzustellen, dass 
entsprechend ausgebildet ist. Das Arbeitsumfeld hat den geltenden 
Arbeitsschutzbestimmungen zu entsprechen. Auch bei wechselnden 
Einsatzorten sind die einschlägigen Arbeitsschutzvorschriften zu 
beachten. 

Vom Schleswig-Holsteinen Gemeindetag (SHGT) gibt es als Hilfestellung 
zur SüVO Arbeitshefte auf der Homepage www.shgt.de/de/arbeitshefte. 

http://www.shgt.de/de/arbeitshefte
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3 Rechtliche Grundlagen der 
Abwasserbeseitigung 

3.1 Genehmigung von Anlagen 

Bei einem Vorhaben zur Abwasserbeseitigung ist eine Genehmigung 
nach § 60 WHG (UVP-pflichtige Anlagen) bzw. nach § 52 LWG für den 
Bau und Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage durch die untere 
Wasserbehörde erforderlich. Dies betrifft sowohl Kläranlagen als auch 
Regenklärbecken, beides fällt unter den Begriff „Abwasseranlage“. 
Abwasseranlagen wie Kanalisation und Pumpwerke unterliegen dagegen 
nicht mehr der Genehmigungspflicht. 

Einer Genehmigung nach § 52 LWG bedürfen auch 
Regenrückhaltebecken, wenn das Regenrückhaltebecken quasi eine 
„end of the pipe“ Anlage ist und somit die letzte Station mit technischer 
Funktion (Drosselung) vor einer Gewässereinleitung darstellt. Sofern das 
Regenrückhaltebecken in das Abwasserbeseitigungssystem integriert ist, 
sich also mitten im Kanalsystem befindet, besteht keine 
Genehmigungspflicht. 

3.2 Einleitungen des gereinigten Abwassers 

3.2.1 Einleitungserlaubnis 

Einleitungen von Schmutzwasser in Gewässer sind nur dann erlaubt, 
wenn sie dem in der AbwV beschriebenen Stand der Technik 
entsprechen, d.h. wenn die dort vorgegebenen Einleitungsparameter 
(Mindestanforderungen) eingehalten werden. Aus Gründen der 
Gewässerqualität können strengere Anforderungen in der wasserrecht-
lichen Zulassung vorgeschrieben werden. In Abhängigkeit der Abwasser-
art, der Lage der Einleitstelle und des Gewässers, in das eingeleitet wird, 
werden die maximal zulässige Abwassermenge sowie die maximal 
zulässigen Konzentrationen von Schad- und Nährstoffen festgelegt. 

Für die Einleitung ist daher eine wasserrechtliche Erlaubnis gem. §§ 8, 9 
WHG zu beantragen.  

Die Beantragung der Einleiterlaubnis gilt auch für die Einleitung von 
Niederschlagswasser in ein Gewässer. Ausgenommen hiervon sind 
Einleitungen in oberirdische Gewässer im Rahmen des 
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Gemeingebrauchs (§ 18 LWG). Auch die Versickerung von 
Niederschlagswasser unterliegt der wasserrechtlichen Zulassung. Wird 
allerdings unbelastetes Niederschlagswasser aus Wohngebieten in das 
Grundwasser eingeleitet (versickert), so ist es nur dann erlaubnisfrei, 
wenn die angeschlossene Flächengröße kleiner als 1000 m² ist und die 
Versickerung über eine Oberbodenpassage erfolgt (§ 13 LWG). 

Eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer darf nach 
§ 57 Abs. 1 WHG jedoch nur erteilt werden, wenn die Menge und 
Schädlichkeit des Abwassers so geringgehalten wird, wie dies bei 
Einhaltung nach dem Stand der Technik möglich ist. Für besonders 
sensible Gewässer können zudem strengere Anforderungen in der 
Einleiterlaubnis festgelegt werden. 

3.2.2 Mindestanforderungen  

Schmutzwasser  

In der Abwasserverordnung (AbwV) werden Emissionswerte, also 
maximal zulässige Konzentrationen bestimmter Stoffe im Abwasser, als 
Mindestanforderungen für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer 
definiert. Hierbei wird in den Anhängen der AbwV nach kommunalem 
Abwasser sowie nach Abwasser aus Industrie- und Gewerbebereichen 
unterschieden.  

Kommunale Kläranlagen werden anhand der angeschlossenen 
Einwohnerwerte (EW) in fünf Größenklassen unterteilt (Tabelle 1). Ein 
Einwohnerwert entspricht der täglich von einem Einwohner in das 
Abwasser abgegebenen Menge an organischen Verbindungen 
(Schmutzfracht). Ein Einwohnerwert ist hierbei 60 g/d BSB5 (roh).  

Tabelle 1 Übersicht über die Größenklassen von kommunalen Kläranlagen 

Größenklasse Einwohnerwert (EW) 

1 < 1.000 

2 1.000 – 5.000 

3 5.001 – 10.000 

4 10.001 – 100.000 

5 > 100.000 
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Der Einwohnerwert (EW) setzt sich aus der angeschlossenen 
tatsächlichen Einwohnerzahl (E) und dem Einwohnergleichwert (EGW) 
zusammen. Der Einwohnergleichwert ist ein Referenzwert der Schmutz-
fracht im Abwasser. Er gibt das Einwohneräquivalent der Tagesmenge 
zur Schmutzfracht im gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
industriellen Abwasser an. 

Die Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwasser in ein 
Gewässer nach Anhang 1 der Abwasserverordnung sind für die 
jeweiligen Größenklassen in Tabelle 2 dargestellt. Eine Anpassung der 
Anforderungen an die Nährstoffe (Pges, Nges und NH4-N) ist derzeit in der 
Diskussion. 

 

Niederschlagswasser 

Für das Einleiten von Niederschlagswasser gibt es sowohl 
mengenmäßige als auch stoffliche Anforderungen. 

Die mengenmäßigen Anforderungen sind im Erlass des Landes (V 441 - 
51787/2019) vom 10.10.2019 „Wasserrechtliche Anforderungen zum 
Umgang mit Regenwasser in Neubaugebieten in Schleswig-Holstein – 
Teil 1 Mengenbewirtschaftung“ (A-RW 1) geregelt. 

Die stofflichen Anforderungen (allgemein anerkannte Regeln der Technik) 
bei neuen Einleitungen ergeben sich aktuell aus dem DWA-A 102 Teil 2, 
wonach die flächenspezifische Stofffracht bezogen auf den Feinanteil der 
abfiltrierbaren Stoffe AFS 63 (Korngröße von 0,45 µm <63 µm) 280 kg pro 
Hektar angeschlossene entwässerte Fläche im Jahr an der 
Einleitungsstelle nicht überschreiten darf (emissionsbezogene 
Bewertung).  

An immissionsbezogenen Anforderungen wird seitens des Landes zurzeit 
gearbeitet.  
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Tabelle 2 Übersicht der Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer nach AbwV Anhang 1 Teil C 

Größenklassen 
der Abwasserbe-

handlungsanlagen  

BSB5-
Fracht 
(roh) 

Chemischer 
Sauerstoffbedarf  

Biochemischer 
Sauerstoffbedarf 

in 5 Tagen  

Ammonium-
stickstoff 

Stickstoff 
gesamt3 

Phosphor 
gesamt  

(CSB) (BSB5) (NH4-N) (Nges) (Pges) 

GK 1 < 60 kg/d 150 mg/l 40 mg/l - - - 

GK 2 60 bis 300 
kg/d 110 mg/l 25 mg/l - - - 

GK 3 > 300 bis 
600 kg/d 90 mg/l 20 mg/l 10 mg/l - - 

GK 4 > 600 bis 
6000 kg/d 90 mg/l 20 mg/l 10 mg/l 18 mg/l 2 mg/l 

GK 5 > 6000 
kg/d 75 mg/l 15 mg/l 10 mg/l 13 mg/l 1 mg/l 

                                                      
3 als Summe von Ammonium-, Nitrit- und Nitratstickstoff 
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3.2.3 Immissionsanforderung  

Für Abwassereinleitungen (Schmutzwasser und Niederschlagswasser) 
gelten grundsätzlich das Emissionsprinzip und das Immissionsprinzip. 
Daher ist bei der Bewertung von Abwassereinleitungen neben den 
Emissionsanforderungen nach AbwV grundsätzlich auch eine 
immissionsseitige Bewertung erforderlich. Dabei wird der jeweilige 
Gewässerabschnitt betrachtet in den die Einleitung erfolgt und bewertet, 
welche Abwasserqualität die Einleitung haben muss, um eine Schädigung 
des Gewässers zu vermeiden. 

Zusätzliche Anforderungen können sich z.B. auch aus der Beachtung der 
Bewirtschaftungsziele der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), aus der 
Oberflächengewässerverordnung (OGewV) oder zum Schutz sensibler 
Gewässerabschnitte ergeben. Einzelheiten sind mit der zuständigen 
Wasserbehörde abzustimmen.  

3.3 Betrieb und Überwachung von Abwasseranlagen  

Bei der Überwachung der Einleitung ist zwischen der behördlichen 
Überwachung und der Selbstüberwachung durch den Kläranlagen-
betreiber (siehe Kapitel 3.3) zu unterscheiden. Die behördliche 
Überwachung der Einleitung erfolgt durch staatliche Stellen (hier untere 
Wasserbehörden) oder durch sie beauftragte staatlich anerkannte 
Untersuchungsstellen (Labore) (§ 107 LWG in Verbindung mit den 
§§ 100, 101 WHG, AbwV und § 4 Abs. 1 Satz 1 Abwasserabgabengesetz 
(AbwAG))  

3.3.1 Behördliche Überwachung 

Gemäß § 100 Abs. 2 WHG sind nach dem WHG und LWG erteilte 
Zulassungen regelmäßig sowie aus besonderem Anlass zu überprüfen 
und, soweit erforderlich, anzupassen. Entsprechende Vorschriften über 
die im Rahmen der Gewässeraufsicht bestehenden 
Überwachungspflichten von – auch bestehenden – Zulassungen sind im 
Landesrecht (§ 107 LWG) verankert. Zuständig für die Überwachung von 
Abwassereinleitungen sind die unteren Wasserbehörden der Kreise und 
der kreisfreien Städte. 

Die behördliche Überwachung bei Kläranlagen erfolgt mindestens 
sechsmal im Jahr durch die Untere Wasserbehörde oder einen durch die 
unteren Wasserbehörden Beauftragten (i.d.R. staatlich anerkannte 
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Labore). Dieses Intervall darf nur bei Kläranlagen bis zu 10.000 EW 
unterschritten werden, wenn in diesen Fällen der Überwachungswert 
regelmäßig eingehalten wird. In Tabelle 3 sind die Mindestintervalle für 
die behördliche Überwachung angegeben. Hierbei handelt es sich um 
Mindestvorgaben, so dass es auch erforderlich sein kann, häufiger zu 
überwachen, insbesondere, wenn die Einleitung kritisch für das 
Gewässer ist. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn das Gewässer besonders 
empfindlich und schützenswert ist oder die Betriebsstabilität der 
Kläranlage nicht gegeben ist. 

Tabelle 3 Mindestintervalle für die behördliche Überwachung 

Größenklasse Einwohnerwert (EW) Überwachungen  

1 < 1.000 2 (1x Sommer, 1x Winter) 

2 1.001 – 5.000 3 

3 5.001 – 10.000 4 

4 10.001 – 100.000 6 

5 > 100.000 6 

Das Ergebnis der behördlichen Überwachung wird von der unteren 
Wasserbehörde in einem Protokoll dokumentiert und der Kläranlagen-
betreiber über das Ergebnis der behördlichen Überwachung schriftlich 
informiert.  

Nach § 6 der AbwV gilt die behördliche Überwachung eingehalten, wenn 
die Ergebnisse in 4 von 5 Überprüfungen den jeweils maßgebenden Wert 
nicht überschreiten (4 aus 5-Regelung) und kein Ergebnis den Wert um 
mehr als 100 % übersteigt. 

3.3.2 Selbstüberwachung 

Abwassereinleiter und Betreiber von Abwasseranlagen sind nach § 
61 WHG und § 110 LWG zur Selbstüberwachung verpflichtet. Eine 
Selbstüberwachungsverordnung des Bundes gibt es bislang nicht, so 
dass für die Selbstüberwachung das Landesrecht gilt. Die 
Selbstüberwachungsverordnung (SüVO) des Landes Schleswig-Holstein 
legt den Mindestumfang der eigenverantwortlichen 
Überwachungsmaßnahmen für Abwasseranlagen fest und beschreibt die 
dafür erforderlichen Daten sowie deren Dokumentationen. Die SüVO gilt 
für kommunale Kläranlagen, öffentliche Kanalisationen einschließlich der 
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Bauwerke sowie für industrielle und gewerbliche 
Abwasserbehandlungsanlagen. Sie gilt nicht für private Grundstücks-
entwässerungsanlagen.  

In der SüVO ist insbesondere festgelegt,  

• dass die Selbstüberwachung durch sachkundiges 
Betriebspersonal oder fachkundige Dritte erfolgt,  

• die Art und Häufigkeit von Probenahmen, Analysen, Messungen 
und Untersuchungen durch den Betreiber,  

• dass ein Betriebstagebuch zur Erfassung von Daten und 
Störungen vor Ort zu führen ist,  

• welche Prüffristen für die öffentlichen Kanäle einzuhalten sind,  
• dass Störungen der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen 

sind.  

Zudem ist ein Betriebsbericht, der die zusammengefasste 
Jahresdokumentation des Anlagenbetriebes beinhaltet, jährlich bis zum 
1. März des Folgejahres zu erstellen und an die zuständige Untere 
Wasserbehörde zu senden. Die Daten (einschließlich Klärschlamm) 
werden in Schleswig-Holstein i.d.R. über eine Web-Applikation 
eingegeben und übermittelt.  

Die SüVO gilt auch für öffentliche Niederschlagswasseranlagen, die der 
Behandlung, Entlastung und Rückhaltung von Regenwasser im 
Trennsystem dienen (wie z.B. Regenrückhaltebecken, Regen-
überlaufbecken, Regenklärbecken, Regenüberläufe oder 
Regenversickerungseinrichtungen) sowie für die Regenwasser-
kanalisation selbst. Auch hier ist das Ergebnis der Überwachung in einem 
Betriebsbuch zu dokumentieren. 

3.4 Abwassersatzung  

Gemäß § 44 LWG sind die Gemeinden zur Abwasserbeseitigung in ihrem 
gesamten Gemeindegebiet verpflichtet. Die Verpflichtung besteht daher 
auch für jene Bereiche des Gemeindegebietes, in denen keine 
öffentlichen Abwasserleitungen vorgehalten werden und die Schmutz- 
und / oder Niederschlagswasserbeseitigung dezentral erfolgt.  

Zur Ausgestaltung des Rechtsverhältnisses zu den Abwasserver-
ursachern hat jede Gemeinde auf der Basis ihrer Selbstverwaltungs-
kompetenz eine Satzung über die Durchführung der Aufgabe der 
Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) und eine Satzung über die 
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Erhebung von Abwassergebühren und/oder Anschlussbeiträgen zu 
erlassen (Beitrags- und Gebührensatzung). 

In der Abwassersatzung schreiben die Gemeinden insbesondere vor, wie 
und in welcher Zusammensetzung und Beschaffenheit ihnen das 
Abwasser zu überlassen ist. Zudem wird geregelt, welches Abwasser 
nicht oder nur mit Genehmigung oder nach einer Vorbehandlung 
überlassen werden darf. Zudem können die Gemeinden in ihrer 
Abwassersatzung gem. § 44 Abs. 4 LWG regeln, dass in ihrem 
Gemeindegebiet oder in Teilen davon Anlagen zur Nutzung, 
Versickerung, Verdunstung oder lokalen Rückhaltung von 
Niederschlagswasser vorgeschrieben werden. Die Satzung kann als 
Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 

Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigungspflicht durch Satzung auf 
Eigentümer, Nutzungsberechtigte und Anlagenbetreiber unter den in § 45 
LWG geregelten Voraussetzungen übertragen. In diesem Fall muss die 
Satzung von der Wasserbehörde genehmigt werden. Die 
Abwassersatzung ist örtlich bekannt zu machen. 

Hinweis: Das im alten LWG in § 31 vorgesehene 
Abwasserbeseitigungskonzept, mit dem die Gemeinden gegenüber der 
Wasserbehörde darlegten, wie das Abwasser im gesamten 
Gemeindegebiet beseitigt wird, ist in dieser Form nicht mehr vorgesehen. 
Derartige Festlegungen bzw. Übertragungen der 
Abwasserbeseitigungspflicht sind zukünftig über die Abwassersatzung zu 
regeln. Hier wird auf den zuvor erwähnten § 45 des neuen LWG 
verwiesen. Ein bereits erstelltes Abwasserbeseitigungskonzept kann zur 
Aufstellung oder Änderung der Satzung als Begründung herangezogen 
werden. 

Darüber hinaus können die abwasserbeseitigungspflichtigen Gemeinden 
bzw. Ämter die Aufgabe der Abwasserbeseitigung auch vollständig auf 
Dritte übertragen (§ 46 LWG). In Betracht kommt die Übertragung auf 
Wasser- und Bodenverbände oder auf andere Körperschaften des 
öffentlichen Rechts (z.B. auf einen Zweckverband) bzw. auf rechtsfähige 
Anstalten des öffentlichen Rechts. Solche Übertragungsmöglichkeiten 
können für die Gemeinde durchaus eine effiziente Lösung darstellen und 
eine ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherstellen.  

Für die Erhebung von Gebühren und Entgelten gelten die Vorschriften 
des Kommunalabgabengesetzes (KAG) mit der Maßgabe, dass bei deren 
Bemessung für die zentrale Abwasserbeseitigung die vorhersehbaren 
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späteren Kosten für die Entschlammung von Abwasseranlagen 
berücksichtigt werden können. Damit die abwasserbeseitigungs-
pflichtigen Körperschaft Beiträge und Gebühren für Abwasserbeseitigung 
erheben kann, bedarf es entsprechender Festlegungen in einer Satzung 
(Abwasserbeitrags- und gebührensatzung). Das bedeutet, dass die 
Abwasserbeseitigung nicht aus Steuermitteln finanziert werden darf. 

Weiterführende Informationen zu der Erhebung von Gebühren oder 
Beiträgen im Abwasserbereich sind dem DWA-Themenband „Kalkulation 
von Gebühren und Beiträgen der Abwasserbeseitigung“ (DWA, 2012) zu 
entnehmen. 

3.5 Abwasserbeseitigung und Bauleitplanung 

Eine Bauleitplanung findet auf zwei Planungsebenen statt: In der 
vorbereitenden Bauleitplanung mit dem Flächennutzungsplan sowie in 
der verbindlichen Bauleitplanung mit dem Bebauungsplan (§ 1 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB)). 

Im Flächennutzungsplan stellt die Gemeinde mit behördenverbindlicher 
Wirkung die beabsichtigte Art der baulichen und sonstigen Nutzung für 
das gesamte Gemeindegebiet in den Grundzügen dar. Aus dem Flächen-
nutzungsplan werden die Bebauungspläne entwickelt. Der Bebauungs-
plan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche 
Ordnung. Als kommunales Recht (Satzung) ist der Bebauungsplan 
gegenüber jedermann rechtsverbindlich. In der Regel umfasst der 
Bebauungsplan nur ein Teilgebiet des Flächennutzungsplans. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 1 Abs. 6 BauGB unter 
anderem der sachgerechte Umgang mit Abwasser zu berücksichtigen. 
Gleichzeitig bedingt eine geordnete Abwasserbeseitigung einschließlich 
einer naturverträglichen Niederschlagswasserbewirtschaftung eine 
gesicherte Erschließung, die gemäß § 30 BauGB Voraussetzung für die 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens ist. 

Um einer massiven Störung des Wasserhaushaltes durch veränderte 
Nutzungen der Oberflächen in neuen Siedlungsgebieten entgegen-
zuwirken, wurden 2019 per Erlass die A-RW 14 eingeführt. Der Fokus ist 

                                                      
4 Erlass vom 10.10.2019 des MELUND und MILI zum landesweiten Umgang mit 
Regenwasser in Neubaugebieten „Wasserrechtliche Anforderungen zum Umgang mit 
Regenwasser in Neubaugebieten in Schleswig-Holstein – Teil 1: Mengenbewirtschaftung“ 
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bei der Entwässerungsplanung von Neubaugebieten verstärkt auf ein 
naturverträgliches Niederschlagswassermanagement zu richten. 
Vorrangiges Ziel ist hierbei die Reduzierung der abzuleitenden Nieder-
schlagsmengen durch Rückhalt in der Fläche ist. Die Gemeinde muss für 
jedes Neubaugebiet einen Vergleich der Wasserhaushaltsbilanz mit den 
potenziell natürlichen Abfluss-, Verdunstungs- und Grundwasser-
neubildungsverhältnissen der Wasserbehörde vorzulegen. 

Die Erschließung kann dabei nur als gesichert gelten, wenn die untere 
Wasserbehörde die notwendigen wasserrechtlichen Zulassungen (z.B. 
wasserrechtliche Erlaubnis) in Aussicht stellen kann. Deshalb ist eine 
frühzeitige Einbindung der Wasserbehörde in die Bauleitplanung 
unerlässlich, um Planungsvarianten, die keine Aussicht auf Erteilung 
einer wasserrechtlichen Zulassung haben, von vornherein 
auszuschließen.  



 

43 

4 Beiträge und Gebühren der 
Abwasserbeseitigung 

Die Abwasserbeseitigung ist eine kostenintensive Aufgabe der 
Gemeinden bzw. der Abwasserbeseitigungspflichtigen. Sie wird nicht aus 
allgemeinen Steuermitteln, sondern über Beiträge und Gebühren 
finanziert. Grundsatz für die Gebührenerhebung ist das Verursacher-
prinzip. Die Kosten werden somit von denen getragen, die einen 
Abwasseranfall verursachen. 

Die Erhebung der Gebühren und Beiträge dient der Kostendeckung und 
zielt nicht auf Gewinn ab. Falls Überschüsse aufkommen, müssen diese 
in der Folge auf den Gebührenhaushalt angerechnet werden. 

Seit dem Jahr 2007 dürfen Niederschlags- und Schmutzwasser nur noch 
getrennt voneinander veranlagt werden. Eine Trennung nach Schmutz- 
und Niederschlagswasser ist erforderlich, da die Art und das Maß der 
Nutzung eines Grundstückes unterschiedlich zu betrachten sind. 

4.1 Beiträge 

Für den Neubau und die Erneuerung von Abwasseranlagen 
(Kanalisation, Kläranlage, Regenbecken) werden von den Grund-
eigentümern der erschlossenen Grundstücke einmalig Beiträge erhoben. 
Damit wird der Aufwand der Herstellung der Anlagen teilweise finanziert. 
Die Höhe richtet sich nach der Nutzung und der Größe des 
angeschlossenen Grundstückes. Die Festlegung der Gebührenmaßstäbe 
erfolgt regelmäßig in der Abwasserbeitrags- und -gebührensatzung der 
Gemeinde. 

Um die Beiträge in einem zumutbaren Rahmen zu halten, werden in der 
Regel zusätzlich Kredite aufgenommen, die dann über die laufenden Ge-
bühren zu bedienen sind. 

4.2 Gebühren 

Alle laufenden Betriebskosten der Anlagen wie für Energie, Einsatzstoffe, 
Material, Reparatur und Personal werden bei der Ermittlung der 
Gebühren berücksichtigt. Hinzu kommen die Abschreibungen auf die 
Investitionskosten der Anlagen und die Tilgung und Verzinsung der 
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aufgenommenen Kredite. Die Gebühren werden in Grundgebühren und 
in Benutzungsgebühren aufgeteilt. 

Mit der Grundgebühr werden die fixen Vorhaltekosten der Anlagen 
unabhängig vom tatsächlichen Umfang der Inanspruchnahme erhoben 
(Abschreibungen, Zinsen, Personalkosten). In der Benutzungsgebühr 
werden hingegen die laufenden Kosten für den Betrieb der Anlagen zur 
Deckung der variablen Kosten erfasst. Dieser Teil der Gebühr ist für den 
Gebührenzahler abhängig von dem Umfang der Benutzung der 
öffentlichen Entwässerungskanalisation und richtet sich beim 
Schmutzwasser nach dem Verbrauch des Trinkwassers, beim 
Niederschlagswasser i.d.R. nach der angeschlossenen versiegelten 
Fläche. 

4.3 Abschreibung und Rückstellung 

Bei Abwasserbehandlungsanlagen erfolgt während ihrer vorgegebenen 
Nutzungsdauer eine jährliche Abschreibung, so dass die Mittel für die 
Sanierung oder Erneuerung defekter oder nichtmehr ausreichender 
Anlagen in diesem Zeitraum angespart werden. Hierbei gibt es nach VV-
Abschreibungen 5  unterschiedliche Abschreibungssätze für Bauwerke 
(z.B. Kanalisation, Becken) und für die maschinentechnische Ausstattung 
(z.B. Pumpen). 

Zusätzlich sind gemäß § 24 Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik 
(GemHVO-Doppik) jährliche Rückstellungen für später entstehende 
Kosten, wie z.B. für die Entsorgung von Klärschlamm aus Poldern, 
Klärteichen oder Regenbecken, zu bilden. 

4.4 Abwasserabgabe 

Nach dem Grundsatz des Verursacherprinzips erfüllt die Abwasser-
abgabe eine Lenkungsfunktion, die eine Verbesserung der Gewässergüte 
zum Ziel hat. Durch die Erhebung der Abgabe wird ein Anreiz geschaffen, 
vermeidbare Schadstoffeinleitungen in die Gewässer zu unterlassen und 
die Abwasserreinigung nach dem Stand der Technik zu verbessern. 
Gleichzeitig werden mit der zweckgebundenen Abgabe Maßnahmen 

                                                      
5 Verwaltungsvorschriften über Abschreibungen von abnutzbaren 
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens der Gemeinde (VV-Abschreibungen), 
Runderlass des Innenministeriums vom 08. Januar 2014-IV 305-163.118.5.2 
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finanziert, die der Erhaltung oder Verbesserung der Gewässergüte 
dienen. 

Für das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer muss eine Abgabe nach 
dem Abwasserabgabengesetz des Bundes entrichtet werden. Die 
Abgabe wird jährlich von den Bundesländern erhoben, denen somit auch 
das Aufkommen aus der Abwasserabgabe zusteht. In Schleswig-Holstein 
hat das Land die Festsetzung der Abgabe auf die Unteren 
Wasserbehörden der Kreise und kreisfreien Städte delegiert. Sie wird 
getrennt für Schmutzwasser, Niederschlagswasser und für 
Kleineinleitungen erhoben. 

Bei Schmutzwasser richtet sich die Abwasserabgabe nach der 
Schädlichkeit des Abwassers, die unter Zugrundelegung verschiedener 
Stoffe in Schadeinheiten bestimmt wird. Hierzu zählen CSB, Phosphor 
und Stickstoff, aber auch organische Halogenverbindungen, 
verschiedene Metalle sowie die Giftigkeit des Abwassers gegenüber 
Fischeiern. Die Schadstofffracht, die für die Ermittlung der 
Schadeinheiten benötigt wird, wird nach den Festlegungen in der 
wasserrechtlichen Zulassung ermittelt. Ergibt die behördliche 
Überwachung der Einleitung, dass ein Überwachungswert, der der 
Abgabenberechnung zugrunde liegt, nicht eingehalten wird, wird die Zahl 
der Schadeinheiten erhöht. Auch wenn die in der Einleiterlaubnis 
festgelegte Abwassermenge nicht eingehalten wird, wird die Zahl der 
Schadeinheiten für alle im Bescheid begrenzten Überwachungswerte 
erhöht. 

Die Zahl der Schadeinheiten von Niederschlagswasser, das über eine 
öffentliche Kanalisation eingeleitet wird, beträgt 12 % der Zahl der 
angeschlossenen Einwohner. Wird das Niederschlagswasser von 
befestigten gewerblichen Flächen über eine nicht öffentliche Kanalisation 
eingeleitet, richtet sich die Zahl der Schadeinheiten nach der Größe der 
befestigten Fläche. Die Abgabe wird bei Niederschlagswasse-
reinleitungen aus einer Mischwasserkanalisation ohne Regenentlastung 
und einer Trennkanalisation nicht erhoben, wenn die Abwasseranlage 
den Regeln der Technik entspricht und die Anforderungen der Einleit-
erlaubnis eingehalten werden. Bei Niederschlagswassereinleitungen aus 
einer Mischwasserkanalisation mit Regenentlastung wird unter diesen 
Voraussetzungen die Abgabe um 90 % ermäßigt. 

Bei Kleineinleitungen von Schmutzwasser aus Haushaltungen und 
ähnlichem Schmutzwasser beträgt die Zahl der Schadeinheiten die Hälfte 
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der Zahl der nicht an die Kanalisation angeschlossenen Einwohner. Hier-
bei bleiben die Einwohner unberücksichtigt, deren Schmutzwasser recht-
mäßig einer öffentlichen Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird. 
Kleineinleitungen sind abgabefrei, wenn das Schmutzwasser in einer 
Abwasserbehandlungsanlage entsprechend den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik in einer mindestens zweistufigen mechanisch-
biologischen Behandlung gereinigt wird. Zudem muss die Schlamm-
beseitigung sichergestellt sein. 
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5 Zusammenfassende Darstellung von 
Entwässerungssystemen 

In diesem Kapitel sollen die verschiedenen Möglichkeiten und Varianten 
der Schmutzwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung in einer 
anschaulichen Weise zusammenfassend dargestellt werden.  

5.1 Schmutz- und Mischwasserbeseitigung 

Wie bereits im Kapitel 2.2 erläutert, wird bei der Abwasserbeseitigung 
zwischen zentraler und dezentraler Lösung unterschieden.  

Wenn die Übernahme des Schmutzwassers technisch oder wegen der 
unverhältnismäßigen Kosten nicht möglich ist, kann die Gemeinde die 
Pflicht zur Beseitigung von häuslichem Schmutzwasser für einzelne 
Grundstücke oder für bestimmte Teile des Gemeindegebietes auf die 
Grundstückseigentümerinnen oder -eigentümer oder die 
Nutzungsberechtigten eines Grundstücks übertragen. 

Die Pflicht zur Beseitigung von Schmutzwasser aus gewerblichen 
Betrieben kann auf den gewerblichen Betrieb oder die Betreiberin oder 
den Betreiber der Anlage übertragen werden, wenn das Schmutzwasser 
wegen seiner Art oder Menge nicht zusammen mit dem in Haushaltungen 
anfallenden Schmutzwasser beseitigt werden kann.  

Für die Schmutz- und Mischwasserbeseitigung sind daher grundsätzlich 
folgende Fallkonstellationen möglich: 

• Zentrale Behandlung und Beseitigung des Schmutzwassers durch 
die Gemeinde (Trennsystem) 

• Zentrale Mischwasserbeseitigung durch die Gemeinde 
• Dezentrale Behandlung und Beseitigung durch die Gemeinde, 

Abwasseranfall größer als 8 m³/Tag  
• Dezentrale Behandlung und Beseitigung durch den 

Grundstückseigentümer, Abwasseranfall kleiner als 8 m³/Tag 
(es wird zwischen Kläranlagen mit weniger oder mehr als 8 m³/Tag an Abwasseranfall 
unterschieden, weil Anlagen mit mehr als 8 m³/Tag Abwasseranfall keine Kleinkläranlagen 
mehr sind und daher anderen gesetzlichen Regelungen unterliegen)  

In der nachfolgenden Abbildung 10 werden anschaulich die 
verschiedenen Fallkonstellationen dargestellt und beispielhaft 
Behandlungsanlagen und Einleitungsstellen zugeordnet.  
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Abbildung 10 Konstellationen für Schmutz- und Mischwasserbeseitigung 
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5.2 Niederschlagswasserbeseitigung 

Das Regenwasser von befestigten Flächen wird insbesondere in 
städtisch geprägten Gebieten ganz oder teilweise in einem zentralen 
Regenwasserkanal abgeleitet. In den dafür geeigneten Gebieten sowohl 
im Innen- als auch im Außenbereich aber auch häufig versickert. 
Vereinzelt wird das Regenwasser von Privatgrundstücken direkt in ein 
Gewässer geleitet. Auch existieren Gebiete mit Mischlösungen, in denen 
das Niederschlagswasser von den Dachflächen versickert, jenes von den 
Verkehrsflächen jedoch zentral gesammelt, behandelt und eingeleitet 
wird. Dadurch sind für die Niederschlagswasserbeseitigung komplexere 
Fallkonstellationen als für den Schmutzwasserbereich denkbar.  

Da nicht alle Konstellationen hier darstellbar sind, wird aus Gründen der 
Anschaulichkeit in folgende Fälle unterschieden:  

• ausschließlich zentrale Ableitung durch die Gemeinde  
• zentrale Ableitung durch die Gemeinde mit der Möglichkeit einer 

dezentralen Versickerung oder Ableitung bestimmter Bereiche 
• ausschließlich dezentrale Versickerung oder Ableitung in ein 

Gewässer durch den Grundstückseigentümer (Übertragung der 
Abwasserbeseitigungspflicht) 

Wenn die Pflicht zur Abwasserbeseitigung und damit die Verantwortung 
für die Durchführung der Aufgabe auf den Grundstückseigentümer 
übertragen werden soll, ist dieser Teil der Satzung von der unteren 
Wasserbehörde zu genehmigen. Die Unterlagen müssen dann 
Nachweise enthalten, dass die Übertragung auch in fachlich/technischer 
Hinsicht möglich ist, so muss z.B. der Untergrund versickerungsfähig 
sein, ein ausreichender Grundwasserflurabstand dauerhaft gewährleistet 
sein und dass im Versickerungsbereich keine Altlasten oder 
Bodenverunreinigungen vorhanden sind. 

In der nachfolgenden Abbildung 11 werden viele mögliche 
Fallkonstellationen in komprimierter Form zusammengefasst dargestellt. 
Zusätzlich wird die Erlaubnispflicht einer Einleitung dargestellt, da nicht 
jede Einleitung erlaubnispflichtig ist, sowie mögliche Einleitungsstellen mit 
und ohne Regenbecken.  
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Abbildung 11 Konstellationen für Regenwasserbeseitigung 
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Abkürzungsverzeichnis 
AbfKlärV Verordnung über die Verwertung von Klär-

schlamm, Klärschlammgemisch und Klär-
schlammkompost (Klärschlammverordnung) 

AbwAG Gesetz über Abgaben für das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer (Abwasserabgaben-
gesetz) 

AbwV Verordnung über Anforderungen an das 
Einleiten von Abwasser in Gewässer 
(Abwasserverordnung) 

AG-AbwAG Gesetz zur Ausführung des Abwasser-
abgabengesetzes 

A-RW Wasserrechtlichen Anforderungen zum 
Umgang mit Regenwasser 
Teil 1: Mengenbewirtschaftung  
Teil 2: Stoffliche Belastungen 
Teil 3. Starkregen 

AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen 

BauGB Baugesetzbuch 

B-Plan Bebauungsplan 

BSB5 Biochemischen Sauerstoffbedarf in 5 Tagen  

CO2 Kohlenstoffdioxid 

CSB Chemischer Sauerstoffbedarf  

d Tag (day) 

DIN Deutsches Institut für Normung 

DN Nennweite von Rohren 

DWA Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e.V.  
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E Einwohnerzahl 

EGW Einwohnergleichwerte  

EW Einwohnerwert  

F-Plan Flächennutzungsplan (FNP) 

g Gramm 

GemHVO-Doppik Landesverordnung über die Aufstellung und 
Ausführung eines doppischen Haushalts-
planes der Gemeinden (Gemeindehaushalts-
verordnung-Doppik) 

GFK Glasfaserverstärkter Kunststoff 

GK Größenklasse der Kläranlage  

KAG Kommunalabgabengesetz des Landes 
Schleswig-Holstein 

kg Kilogramm 

LLUR Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-
Holstein 

LWG Landeswassergesetz des Landes Schleswig-
Holstein  

MELUND Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt, Natur und Digitalisierung 

MEKUN Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, 
Umwelt und Natur 

MILI Ministerium für Inneres, ländliche Räume und 
Integration des Landes Schleswig-Holstein 

m³ Kubikmeter 

mg Milligramm 

Nges Gesamtstickstoff als Summe von Ammonium-, 
Nitrit- und Nitratstickstoff 
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NH4-N Ammoniumstickstoff 

PE Polyethylen 

Pges Gesamtphosphor 

PVC Polyvinylchlorid 

SBR sequentielle biologische Reinigung  

SüVO Landesverordnung über die Selbstüber-
wachung von Abwasseranlagen und 
Abwassereinleitungen (Selbstüberwachungs-
verordnung) 

VV-Abschreibungen Verwaltungsvorschriften über Abschreibungen 
von abnutzbaren Vermögensgegenständen 
des Anlagevermögens der Gemeinden 

WHG  Wasserhaushaltsgesetz 
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